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Die Klagen werden abgewiesen. 

Â 

Die KlÃ¤gerinnen haben die Kosten des Rechtsstreits zu tragen. 
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Â 

Die Revision wird nicht zugelassen. 

Â 

Tatbestand

Â 

Im Streit ist die â��Richtlinie Ã¼ber MaÃ�nahmen zur QualitÃ¤tssicherung der
Versorgung von FrÃ¼h- und Reifgeborenen gemÃ¤Ã� Â§ 136 Abs. 1 Nr. 2
Sozialgesetzbuch SGB V in Verbindung mit Â§ 92 Abs. 1 S. 2 Nr. 13 SGB Vâ��
(QualitÃ¤tssicherungs-Richtlinie FrÃ¼h- und Reifgeborene /QFR-RL; in der Fassung
vom 20. September 2005 verÃ¶ffentlicht im Bundesanzeiger 2005 [S. 15 684] in
Kraft getreten am 1. Januar 2006, zuletzt wirksam geÃ¤ndert am 16. September
2021, verÃ¶ffentlicht im Bundesanzeiger [BAnz AT 17.11.2021 B4] in Kraft getreten
am 1. Dezember 2021). Die QFR-RL trug zum Zeitpunkt der Klageeinreichung noch
die Bezeichnung â��Richtlinie Ã¼ber MaÃ�nahmen zur QualitÃ¤tssicherung der
Versorgung von FrÃ¼h- und Reifgeborenen gemÃ¤Ã� Â§ 137 Abs. 1 Nr. 2 SGB V in
Verbindung mit Â§ 92 Abs. 1 S. 2 Nr. 13 SGB Vâ��.

Â 

Im Wesentlichen wenden sich die KlÃ¤gerinnen gegen mit Wirkung ab 1. Januar
2014 neu festgesetzte PflegepersonalschlÃ¼ssel.

Â 

Der Beschluss des Beklagten vom 20. Juni 2013 Ã¤nderte â�� unter Neufassung des
Titels â�� die bisherige â��Vereinbarung Ã¼ber MaÃ�nahmen zur
QualitÃ¤tssicherung der Versorgung von FrÃ¼h- und Neugeborenenâ�� (zuletzt
geÃ¤ndert am 20. August 2009 [BAnz AT 24.12.2009 V 195] ab. 

Â 

In dieser Fassung sah er in der Anlage 2 unter I.2.2 folgendes vor: 

Â 

I.2.2. Pflegerische Versorgung

Der Pflegedienst der neonatologischen Intensivstation der Einrichtung muss aus
Gesundheits- und Kinderkrankenpflegerinnen oder Gesundheits- und
Kinderkrankenpflegern bestehen.

40 Prozent der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Pflegedienstes (bezogen auf
VollzeitÃ¤quivalente) mÃ¼ssen eine Fachweiterbildung im Bereich
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â��PÃ¤diatrische Intensivpflegeâ�� gemÃ¤Ã� der Empfehlung der Deutschen
Krankenhausgesellschaft (â��DKG-Empfehlung zur Weiterbildung fÃ¼r
Krankenpflegepersonen in der Intensivpflegeâ�� vom 11. Mai 1998 oder â��DKG-
Empfehlung zur Weiterbildung von Gesundheits- und
(Kinder-)KrankenpflegekrÃ¤ften fÃ¼r die pflegerischen Fachgebiete Intensivpflege,
Funktionsdienste, Pflege in der Onkologie, Nephrologie und Psychiatrieâ�� vom 20.
September 2011) oder einer gleichwertigen landesrechtlichen Regelung
abgeschlossen haben. Die DKG gibt zur Gleichwertigkeit der einzelnen
landesrechtlichen Regelungen jeweils eine EinschÃ¤tzung ab. Gesundheits- und
Kinderkrankenpflegerinnen und Gesundheits- und Kinderkrankenpfleger, die nicht
Ã¼ber die oben genannte Fachweiterbildung verfÃ¼gen, kÃ¶nnen bis zum 31.
Dezember 2016 fÃ¼r die Berechnung des Anteils fachweitergebildeter KrÃ¤fte
berÃ¼cksichtigt werden, wenn sie Ã¼ber mindestens fÃ¼nf Jahre Erfahrung in der
PÃ¤diatrischen Intensivpflege verfÃ¼gen.

In jeder Schicht soll eine Gesundheits- und Kinderkrankenpflegerin oder ein
Gesundheits- und Kinderkrankenpfleger mit Fachweiterbildung im Bereich
â��PÃ¤diatrische Intensivpflegeâ�� eingesetzt werden.

Im neonatologischen Intensivtherapiebereich eines Perinatalzentrums Level 1 muss
ab dem 1. Januar 2017 jederzeit mindestens ein Gesundheits- und
Kinderkrankenpfleger oder eine Gesundheits- und Kinderkrankenpflegerin je
intensivtherapiepflichtigem FrÃ¼hgeborenen verfÃ¼gbar sein; bis zum 1. Januar
2017 kann das Krankenhaus unter zu begrÃ¼ndenden UmstÃ¤nden davon
abweichen.

Im neonatologischen IntensivÃ¼berwachungsbereich muss ab dem 1. Januar 2017
jederzeit mindestens ein Gesundheits- und Kinderkrankenpfleger oder eine
Gesundheits- und Kinderkrankenpflegerin je zwei
intensivÃ¼berwachungspflichtigen FrÃ¼hgeborenen verfÃ¼gbar sein; bis zum 1.
Januar 2017 kann das Krankenhaus unter zu begrÃ¼ndenden UmstÃ¤nden davon
abweichen.

Als Mindestanforderung gilt, dass das Perinatalzentrum qualifiziertes Personal
(Gesundheits- und Kinderkrankenpfleger oder Gesundheits- und
Kinderkrankenpflegerinnen â�� unabhÃ¤ngig von Fachweiterbildung bzw. spezieller
Erfahrung) in ausreichender Zahl vorhalten muss, um den Pflegebedarf der
tatsÃ¤chlich intensivpflegerisch betreuten FrÃ¼h- und Reifgeborenen zu decken.

Die Stationsleitung hat einen Leitungslehrgang absolviert.

Â 

Entsprechende Regelungen enthielt die Anlage 2 unter II. 2.2. fÃ¼r die
Perinatalzentren Level 2.

Â 
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Die KlÃ¤gerinnen betreiben zugelassene KrankenhÃ¤user. Sie stehen
Ã¼berwiegend in staatlicher oder kirchlicher TrÃ¤gerschaft. 

Â 

Am 6. November 2014 haben die KlÃ¤gerinnen zu 1) bis 8) Klage beim hiesigen
Gericht erhoben.

Â 

Mit Beschluss vom 15. Dezember 2016 (BAnz AT 01.03.2017 B1, in Kraft ab 2.
MÃ¤rz 2017) hat der Beklagte unter anderem Ã�nderungen in der Anlage II in Nr. I.
2. 2 und II 2. 2 der QFR-RL vorgenommen: 

Â 

Auf der neonatologischen Intensivstation eines Perinatalzentrums mÃ¼ssen danach
ab dem 1. Januar 2017 jederzeit mindestens eine Kinderkrankenpflegerin oder
-krankenpfleger je intensivtherapiepflichtigem FrÃ¼hgeborenen mit einem
Geburtsgewicht von unter 1500 Gramm verfÃ¼gbar sein. Bei der
IntensivÃ¼berwachung gilt ein SchlÃ¼ssel von eins zu zwei. 40 beziehungsweise 30
Prozent der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Pflegedienstes mÃ¼ssen
auÃ�erdem eine Fachweiterbildung im Bereich â��PÃ¤diatrische Intensivpflegeâ��
abgeschlossen haben. 

Perinatalzentren, die diese Vorgaben nicht erfÃ¼llen haben, haben allerdings
hiervon lÃ¤ngstens bis zum 31. Dezember 2019 nach erfolgter Mitteilung abweichen
kÃ¶nnen. Folge der Mitteilung ist die Einleitung eines â��klÃ¤renden Dialogsâ�� mit
dem Ziel des Abschlusses einer konkreten Zielvereinbarung auf Landesebene. 

Â 

Diese MeldemÃ¶glichkeit fÃ¼r Perinatalzentren, die die Anforderungen an die
pflegerische Versorgung auf ihrer Intensivstation nicht erfÃ¼llen, ist durch den
weiteren Beschluss vom 16. Februar 2017 mit Inkrafttreten am 3. Mai 2017 (BAnz
AT 02.05.2017 B2) in eine Verpflichtung umgewandelt worden, dies unter Angabe
der konkreten GrÃ¼nde unverzÃ¼glich mitzuteilen.

Â 

Mit Beschluss vom 18. Mai 2017, in Kraft getreten am 24. August 2017 (BAnz AT
23.08.2017 B1) hat der Beklagte â��Vorgaben zur schichtbezogenen
Dokumentation und Ausgestaltung des klÃ¤renden Dialogsâ�� aufgestellt, und
dabei in den neuen Â§ 8 und Â§ 9 QFR-RL die Einzelheiten des â��KlÃ¤renden
Dialogsâ�� festgesetzt, insbesondere zur Zielvereinbarung und zur Vorgehensweise
bei sich abzeichnender NichterfÃ¼llung der Personalanforderungen (Â§ 8 Abs. 6 bis
9 QFR-RL).
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Â 

Mit Schriftsatz vom 26. MÃ¤rz 2019 sind die KlÃ¤gerinnen zu 9) bis 12) der Klage
beigetreten.

Â 

Nachdem der Beklagte bereits in einer Pressemitteilung am 20. Juni 2019 erklÃ¤rt
hatte, die Ã�bergangsregelungen zu den Personalvorgaben zu verlÃ¤ngern, hat er
mit Beschluss vom 19. September 2019 Ã�nderungen in Â§Â§ 1, 6, 8, 10 und 11
sowie in der Anlage 2 verabschiedet, die zum 1. Januar 2020 in Kraft getreten sind
(BAnz AT 20.12.2019 B7). Konkret ist ein neuer Â§ 12
â��AusnahmetatbestÃ¤ndeâ�� in die Richtlinie aufgenommen und ferner in Â§ 13
eine neue Ã�bergangsregelung eingefÃ¼hrt worden. AuÃ�erdem ist neben
inhaltlicher Erweiterung des Kreises akzeptierter PflegekrÃ¤fte ein Abweichen
nunmehr bis zum 31. Dezember 2021 erlaubt worden (jeweils neuer Abs. 12 der
Anlage 2 Nr. I.2.2 und der Nr. II.2.2 QFR-RL).

Â 

Zum 1. Dezember 2021 sind Ã�nderungen aufgrund des Beschlusses des Beklagten
vom 16. September 2021 in Kraft getreten (BAnz AT 17.11.2021 B4). Dort ist zum
einen die individuelle Frist, die bis zur ErfÃ¼llung der im klÃ¤renden Dialog
definierten Ziele vereinbart werden kann, auf den 31. Dezember 2022 verlÃ¤ngert
worden (Â§ 8 Abs. 6 der Richtlinie). Zum anderen ist auch in der Anlage II in Nr. I.2.2
Abs. 12 und II.2.2 Abs. 12 jeweils die Angabe â��31. Dezember 2021â�� durch die
Angabe â��31. Dezember 2022â�� ersetzt worden.

Â 

Am 2. Dezember 2021 hat der Beklagte schlieÃ�lich beschlossen, die daneben
bestehenden Ausnahmen von Mindestanforderungen an das Personal aufgrund der
Covid 19-Pandemie in Â§ 12 Abs. 3 und 4 der QFR-RL bis zum 31. MÃ¤rz 2022 zu
verlÃ¤ngern. 

Â 

Die aktuell geltende Richtlinie hat auszugsweise folgenden Wortlaut:

Â 

Â 

Â§ 12 AusnahmetatbestÃ¤nde

(1) Die KrankenhÃ¤user kÃ¶nnen von den Mindestanforderungen im Sinne von
Â§Â 1 Absatz 2 und Â§ 2 der Richtlinie in Verbindung mit Anlage 2 Nummer I.2.2
Absatz 5 und 6 und Nummer II.2.2 Absatz 5 und 6 abweichen:
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1. bei krankheitsbedingten PersonalausfÃ¤llen, die Ã¼ber das Ã¼bliche MaÃ�
(mehr als 15 Prozent des in der jeweiligen Schicht mindestens vorzuhaltenden
Personals) hinausgehen oder

2. bei unvorhersehbarem Zugang von mehr als zwei FrÃ¼hgeborenen mit einem
Geburtsgewicht von unter 1500 g innerhalb einer Schicht.

Die KrankenhÃ¤user haben die Mindestanforderungen unverzÃ¼glich, spÃ¤testens
jedoch zu Beginn der nach Ablauf von 48 Stunden beginnenden Schicht wieder zu
erfÃ¼llen.

(2) Die KrankenhÃ¤user sind verpflichtet, das Vorliegen der Voraussetzungen eines
Ausnahmetatbestandes nach Absatz 1 unverzÃ¼glich den zustÃ¤ndigen
LandesverbÃ¤nden der Krankenkassen und den Ersatzkassen nachzuweisen und in
der Strukturabfrage anzugeben.

(3) Die Mindestanforderungen im Sinne von Â§ 1 Absatz 2 und Â§ 2 der Richtlinie in
Verbindung mit Anlage 2 Nummer I.2.2 Absatz 2 bis 6 und Nummer II.2.2 Absatz 2
bis 6 finden bis zum 30. September 2021 keine Anwendung, wenn es als Folge von
Pandemien, Epidemien oder vergleichbaren Ereignissen zu

1. kurzfristigen krankheits- oder quarantÃ¤nebedingten in unabdingbaren
SonderfÃ¤llen hÃ¶chster Patientenauslastung eines Krankenhauses, die durch
anderweitigen Personaleinsatz nicht anders abgefangen werden kÃ¶nnen, auch
nothilfebedingten PersonalausfÃ¤llen oder

2. starken ErhÃ¶hungen der Patientenzahlen kommt, die in ihrem AusmaÃ� Ã¼ber
das Ã¼bliche MaÃ� hinausgehen und einen flexiblen Personaleinsatz erfordern.

(4) Die Vorgaben zur Dokumentation in Anlage 2 Nummer I.2.2. Absatz 9 sowie
Nummer II.2.2 Absatz 9 finden bis zum 30. September 2021 keine Anwendung.

Â 

Â§ 13 Ã�bergangsregelung

FÃ¼r die in Anlage 2 Nummer I.2.2 Absatz 5 und 6 sowie Nummer II.2.2 Absatz 5
und 6 geregelten Mindestanforderungen gelten die folgenden gestuften
Ã�bergangsregelungen: 

1. In der Zeit vom 1. Januar 2020 bis zum 31. Dezember 2022 mÃ¼ssen die in
Anlage 2 Nummer I.2.2 Absatz 5 und 6 sowie Nummer II.2.2 Absatz 5 und 6
geregelten Mindestanforderungen lediglich in HÃ¶he von 90 Prozent von den
KrankenhÃ¤usern erfÃ¼llt werden.

2. In der Zeit vom 1. Januar 2023 bis zum 31. Dezember 2023 mÃ¼ssen die in
Anlage 2 Nummer I.2.2 Absatz 5 und 6 sowie Nummer II.2.2 Absatz 5 und 6
geregelten Mindestanforderungen lediglich in HÃ¶he von 95 Prozent von den
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KrankenhÃ¤usern erfÃ¼llt werden.

3. Ab dem 1. Januar 2024 mÃ¼ssen die in Anlage 2 Nummer I.2.2 Absatz 5 und 6
sowie Nummer II.2.2 Absatz 5 und 6 geregelten Mindestanforderungen zu 100
Prozent von den KrankenhÃ¤usern erfÃ¼llt werden. 

Â 

Anlage 2

Â 

I.2.2 

(12) Perinatalzentren, die die Anforderungen an die pflegerische Versorgung in
Nummer I.2.2 nach dem 1. Januar 2017 nicht erfÃ¼llen, teilen dies unter Angabe
der GrÃ¼nde dem G-BA unverzÃ¼glich mit. Sie dÃ¼rfen nach erfolgter Meldung bis
zum 31. Dezember 2022 von diesen Anforderungen abweichen.

(13) Mit diesen KrankenhÃ¤usern wird ein gesonderter, klÃ¤render Dialog gemÃ¤Ã�
Â§ 8 gefÃ¼hrt.

Â 

II.2.2

(12) Perinatalzentren, die die Anforderungen an die pflegerische Versorgung in
Nummer II.2.2 nach dem 1. Januar 2017 nicht erfÃ¼llen, teilen dies unter Angabe
der GrÃ¼nde dem G-BA unverzÃ¼glich mit. Sie dÃ¼rfen nach erfolgter Meldung bis
zum 31. Dezember 2022 von diesen Anforderungen abweichen.

(13) Mit diesen KrankenhÃ¤usern wird ein gesonderter, klÃ¤render Dialog gemÃ¤Ã�
Â§ 8 gefÃ¼hrt.

Â 

Zur KlagebegrÃ¼ndung haben die KlÃ¤gerinnen ausgefÃ¼hrt, nichts dagegen zu
haben, die BesetzungsstÃ¤rke der PflegekrÃ¤fte in Neonatologischen
Intensivstationen weiter zu erhÃ¶hen. Sie wehrten sich jedoch gegen eine
unverhÃ¤ltnismÃ¤Ã�ige Ã�berregulierung, welche eine Vorhersehbarkeit der
geschaffenen Regelungen vermissen lasse und Rechtsunsicherheit produziere. 

Â 

Die Klage sei als sogenannte Normenfeststellungsklage zulÃ¤ssig. Die
streitgegenstÃ¤ndlichen Strukturvorgaben verpflichteten sie normativ unmittelbar.
Den KlÃ¤gerinnen, die sÃ¤mtlich zugelassene PlankrankenhÃ¤user mit anerkannten
Perinatalzentren Level 1 seien, sei nicht zuzumuten, die EinschrÃ¤nkung ihres
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Versorgungsauftrages und ihrer Teilnahmebefugnis erst nach einer
Leistungserbringung im Einzelfall klÃ¤ren zu kÃ¶nnen. Sie beriefen sich auf Â§Â§
108 i. V. m. 137 Abs. 1 SGB V (in der Fassung vor Inkrafttreten des Gesetzes zur
Reform der Strukturen der Krankenhausversorgung vom 10. Dezember 2015 â��
KHSG â�� [BGBl. I S. 2229] mit Wirkung vom 1. Dezember 2016; nachfolgend: SGB
V alte Fassung = â��SGB V a. F.â��) als einfachrechtliche Normen und auf ihre
durch Art. 3 Abs. 1, 12 Abs. 1 Grundgesetz (GG) verfassungsrechtlich geschÃ¼tzten
Belange.

Die KlÃ¤gerinnen zu 1), 2) und 7) hÃ¤tten als TrÃ¤ger bzw. Gesellschafter
Einrichtungen der Religionsgemeinschaften.

FÃ¼r das Feststellungsinteresse mÃ¼ssten (nur) die Anforderungen an die
gegenwÃ¤rtige Betroffenheit erfÃ¼llt sein, welche das Bundesverfassungsgericht
(BVerfG) aufstelle (Bezugnahme auf BVerfG, Nichtannahmebeschluss vom 6.
Oktober 2016 -1 BvR 292/16).

Â 

In den neonatologischen Intensivstationen kÃ¶nnten die Anforderungen aufgrund
fehlenden Fachpersonals und zugleich wegen fehlender Finanzierung nicht erfÃ¼llt
werden, wie dies auch eine reprÃ¤sentative Befragung des Deutschen
Krankenhausinstituts festgestellt habe.

Â 

Die streitgegenstÃ¤ndlichen Regelungen verstieÃ�en nicht nur gegen den
Grundsatz der VerhÃ¤ltnismÃ¤Ã�igkeit, sondern auch gegen den Grundsatz, dass
UnmÃ¶gliches nicht verlangt werden dÃ¼rfe (â��ultra posse nemo
obligaturâ��). Das Problem der Kliniken, nÃ¤mlich den durch die PflegeschlÃ¼ssel
ausgelÃ¶sten Mehrbedarf von mindestens 2500 Vollzeitstellen fÃ¼r ausgebildetes
Kinderkrankenpflegepersonal, blende der Beklagte vollstÃ¤ndig aus. Die Berichte
zum â��klÃ¤renden Dialogâ�� fÃ¼r 2019 belegten erneut die UnmÃ¶glichkeit einer
ErfÃ¼llung der Vorgaben und eine massive GefÃ¤hrdung der Versorgung. Aus der
Stellungnahme der Bayerischen KrankenhausplanungsbehÃ¶rde fÃ¼r den
â��Bericht Ã¼ber den klÃ¤renden Dialogâ�� vom 31. Januar 2018 ergebe sich, dass
sich insbesondere in den Ballungsgebieten bereits VersorgungsengpÃ¤sse
bemerkbar machten, die dazu fÃ¼hrten, dass eine nicht unbeachtliche Anzahl von
Patienten von den Perinatalzentren abgelehnt bzw. verlegt werden mÃ¼sste. In der
Plenumssitzung des Beklagten am 20. Juni 2019 sei berichtet worden, dass
Perinatalzentren trotz aktueller Ã�bergangsregelung geschlossen hÃ¤tten werden
mÃ¼ssen bzw. Aufnahmesperren erfolgt seien. Ein Grund hierfÃ¼r sei
insbesondere, dass einige Versicherungsunternehmen ihre Deckungszusage bei
Nichteinhaltung der grundsÃ¤tzlich geltenden PflegeschlÃ¼ssel des Beklagten auch
dann verneinten, wenn KrankenhaustrÃ¤ger die Ã�bergangslÃ¶sung gewÃ¤hlt
hÃ¤tten und sich im sogenannten â��klÃ¤renden Dialogâ�� befÃ¤nden. Auch eine
Simulationsstudie des RWI-Leibnitz-Instituts fÃ¼r Wirtschaftsforschung komme zu
dem Ergebnis, dass die Vorgaben unrealistisch seien.
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Â 

Der Beklagte kÃ¶nne sich weiter nicht auf einen angeblich seit zehn Jahre geltenden
Standard berufen. Die Empfehlungen der Deutschen Gesellschaft fÃ¼r prÃ¤natale
Medizin vom 20. September 2005 â�� das so genannte Bauer-Papier â�� habe nur
Empfehlungscharakter gehabt und zudem andere Versorgungsstufen vorausgesetzt.

Â 

Â§ 5 Abs. 3c letzter Satz Krankenhausentgeltgesetz (KHEntgG) in der Fassung des
Krankenhausstrukturgesetzes nehme ausdrÃ¼cklich die hier
streitgegenstÃ¤ndlichen PflegeschlÃ¼ssel als die â��zum 1.Januar 2014 in Kraft
getretenen zusÃ¤tzlichen Anforderungen der QualitÃ¤tssicherung-Richtlinie FrÃ¼h-
und Reifgeborene des Gemeinsamen Bundesausschussesâ�� in Bezug. In den
Gesetzesmaterialien (BT-Drs. 18/5372 S. 65f) werde recht unverblÃ¼mt darauf
hingewiesen, dass durch die zusÃ¤tzlichen Vorgaben zur StrukturqualitÃ¤t in der
Richtlinie fÃ¼r die Versorgung von FrÃ¼h- und Neugeborene eine Konzentration der
Leistungserbringung auf bestimmte KrankenhÃ¤user erreicht werden solle. Die
Kompensation von Mehrkosten durch Personalaufstockungen laufe bis heute ins
Leere. Die vom Gesetzgeber hierfÃ¼r zwingend vorgesehenen Regelungen der
Vertragspartner auf Bundesebene (Â§ 9 Abs. 1a Nr. 1 KHEntgG) lÃ¤gen bislang nicht
vor. 

Â 

Die vom Beklagten berÃ¼cksichtigten Studien seien nicht belastbar. Hingegen habe
er ausweislich der Tragenden GrÃ¼nde die Studie Tucker et al. (Lancet 2002) nicht
berÃ¼cksichtigt, wonach es gerade keinen Zusammenhang zwischen der
risikoadjustierten MortalitÃ¤t und der Personalbesetzung gebe. Auch sei die Studie
von Sherenian et al. (2013) unberÃ¼cksichtigt geblieben, wonach die meisten
FrÃ¼hgeborenenstationen in GroÃ�britannien die PflegeschlÃ¼ssel-Empfehlungen
der britischen Fachgesellschaft nicht erfÃ¼llten. Die vom Beklagten
herangezogenen Studien bÃ¶ten keine Evidenz fÃ¼r die streitgegenstÃ¤ndlichen
PflegeschlÃ¼ssel. Dies habe auch die zum Beklagten gehÃ¶rende Abteilung
Fachberatung Medizin in ihrer Stellungnahme vom 30. Dezember 2012 (Anl. 16 der
sogenannten Normsetzungsdokumentation) ausgefÃ¼hrt. Die Fachberatung
Medizin habe in ihrer Stellungnahme die Studien von Sink und Hamilton mit
deutlichen Worten in Zweifel gezogen. Die Studien von Hamilton und Rogowski
machten zudem deutlich, dass es sich bei den britischen und US-amerikanischen
Empfehlungen der jeweiligen Fachgesellschaften nicht um zwingende
Mindeststandards handele, sondern um politische best-practice-Empfehlungen. Am
Ende der Studie von Rogowski wiesen die Autoren zudem darauf hin, dass selbst in
einigen der besten NICUs (NICU = â��neonatal intensive care unitâ��) die
Besetzung mit PflegekrÃ¤ften nicht den Empfehlungen entspreche. 

Â 

Die Normsetzungsbefugnis des Beklagten fÃ¼r die streitgegenstÃ¤ndlichen
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PflegeschlÃ¼ssel sei spÃ¤testens durch EinfÃ¼hrung des Â§ 137i SGB V durch das
Gesetz vom 17. Juli 2017 entfallen. Der Gesetzgeber habe die Regelung von
Mindestvorgaben fÃ¼r die Pflegepersonalausstattung im stationÃ¤ren Bereich zum
Zwecke einer einheitlichen abgestimmten Gesamtregelung alleine den
Vertragsparteien nach Â§ 137i Abs. 1 S. 1 SGB V zugewiesen. Auch die
Ausnahmeregelung nach Â§ 137i Abs. 1 S. 6 i. V. m. Â§ 136 Abs. 2 S. 2 SGB V lasse
es als zwingend erscheinen, die Regelung von MindestpflegeschlÃ¼sseln (jedenfalls
in pflegesensitiven Bereichen) im Ã�brigen exklusiv den Selbstverwaltungspartnern
zu Ã¼berlassen.

Â 

Zudem sei die Flut von BeschlÃ¼ssen des Beklagten eine Zumutung fÃ¼r die
Versorgungspraxis und demotiviere das Ã¤rztliche und pflegerische Personal, das
teilweise monatlich mit neuen (Dokumentations-) Anforderungen konfrontiert
werde, hÃ¤ufig auch rÃ¼ckwirkend.

Â 

Aufgrund Anl. 2 I/ II.2. 2 Abs. 7 der Richtlinie ergÃ¤be sich ein kompletter
Ausschluss eines Perinatalzentrums aus der Versorgung spÃ¤testens im Zuge der
jÃ¤hrlichen â��Pflegesatzverhandlungenâ�� sowie ein kompletter Wegfall der
VergÃ¼tungsansprÃ¼che bei nur partieller NichterfÃ¼llung. Die genannten
Ã¼beraus harten Sanktionen wÃ¼rden bereits dann ausgelÃ¶st, wenn a) der
Umsetzungsgrad der strikten PflegeschlÃ¼ssel auf das Jahr betrachtet unter 95 %
liege oder wenn b) der PersonalschlÃ¼ssel in mehr als zwei aufeinanderfolgenden
Schichten nur einmal im Jahr nicht erfÃ¼llt sei. Wenn das Ausschlusskriterium b)
vorliege, sei es unerheblich, ob das Perinatalzentrum im Ã�brigen einen
Umsetzungsgrad von 95 % oder mehr nachweise. Nach der aktuellen Fassung der
QFR-RL mÃ¼ssten die realitÃ¤tsfernen Personalvorgaben ab 1. Januar 2023 zu 95%
und ab 1. Januar 2024 zu 100% erfÃ¼llt sein.

Es werde vorsorglich klargestellt, dass mit der sprachlichen Zusammenfassung des
Antrages keine TeilklagerÃ¼cknahme erfolgen solle.

Â 

Die KlÃ¤gerinnen beantragen: 

Â 

Es wird festgestellt, dass der zur QualitÃ¤tssicherungs-Richtlinie FrÃ¼h- und
Reifgeborene ergangene Beschluss des Beklagten vom 20. Juni 2013, zuletzt
geÃ¤ndert mit Beschluss des Beklagten vom 16. September 2021, rechtswidrig und
somit nichtig ist, soweit die folgenden Regelungen betroffen sind:

Â 
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Anlage 2

I.2.2 

â��(5) Auf der neonatologischen Intensivstation eines Perinatalzentrums Level 1
muss ab dem 1. Januar 2017 jederzeit mindestens ein Gesundheits- und
Kinderkrankenpfleger oder eine Gesundheits- und Kinderkrankenpflegerin je
intensivtherapiepflichtigem FrÃ¼hgeborenen mit einem Geburtsgewicht 

(6) Auf der neonatologischen Intensivstation muss ab dem 1. Januar 2017 jederzeit
mindestens ein Gesundheits- und Kinderkrankenpfleger oder eine Gesundheits- und
Kinderkrankenpflegerin je zwei intensivÃ¼berwachungspflichtigen FrÃ¼hgeborenen
mit einem Geburtsgewicht 

II. 2.2

â��(5) Auf der neonatologischen Intensivstation eines Perinatalzentrums Level 2
muss ab dem 1. Januar 2017 jederzeit mindestens ein Gesundheits- und
Kinderkrankenpfleger oder eine Gesundheits- und Kinderkrankenpflegerin je
intensivtherapiepflichtigem FrÃ¼hgeborenen mit einem Geburtsgewicht 

(6) Auf der neonatologischen Intensivstation muss ab dem 1. Januar 2017 jederzeit
mindestens ein Gesundheits- und Kinderkrankenpfleger oder eine Gesundheits-und
Kinderkrankenpflegerin je zwei intensivÃ¼berwachungspflichtigen FrÃ¼hgeborenen
mit einem Geburtsgewicht 

Â 

Der Beklagte beantragt, 

Â 

die Klage abzuweisen. 

Â 

Er hat ausgefÃ¼hrt, die Vorgaben fÃ¼r die Personalausstattung seien seit vielen
Jahren der durch eine nationale Leitlinie empfohlene wissenschaftliche Standard.
Nach den â��Empfehlungen fÃ¼r die strukturellen Voraussetzungen der
Perinatalversorgung in Deutschlandâ�� vom 20. September 2005 der Deutschen
Gesellschaft fÃ¼r perinatale Medizin (DGPM) unter Beteiligung sÃ¤mtlicher
relevanter medizinischer Fachgesellschaften sei seit dem 1. Januar 2006 als
medizinisch-wissenschaftlicher Standard im Intensivtherapie Bereich ein
PflegeschlÃ¼ssel von 1 : 1 und im Ã�berwachungsbereich ein PflegeschlÃ¼ssel von
2 : 1 sicherzustellen. Der aufgefÃ¼hrte PflegeschlÃ¼ssel von 3 : 1 pro Bett auf
einer 24-Stunden-Basis entspreche im Wesentlichen bereits einem PflegeschlÃ¼ssel
von 1 : 1, der im Rahmen des Ã¼blichen Dreischichtensystems den Einsatz von drei
PflegekrÃ¤ften erfordere. Dieser allgemein anerkannte medizinisch-
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wissenschaftliche Standard sei durch eine aktuelle S1-Leitlinie der DGPM (AWMF-
Registernummer 087-001) inhaltlich nochmals konkretisiert und im Ergebnis
vollumfÃ¤nglich bestÃ¤tigt worden. ZusÃ¤tzliches Gewicht komme dieser
Leitlinienempfehlung durch die Empfehlung der Kommission fÃ¼r
Krankenhaushygiene und InfektionsprÃ¤vention am Robert-Koch-Institut aus dem
Jahr 2007 zu.

Â 

Unter BerÃ¼cksichtigung der Einhaltung dieser Standards in den Level-1-Kliniken
seien entsprechende Kosten der Personalausstattung Ã¼ber die Kalkulation bereits
fester Bestandteil des DRG-VergÃ¼tungssystems in HÃ¶he der Ist-Kosten
geworden. Auch die streitgegenstÃ¤ndlichen Vorgaben zur Weiterbildung seien vom
Kostenansatz bereits vollstÃ¤ndig im DRG-System abgebildet. Bereits in der zum 1.
Januar 2006 in Kraft getretenen VorlÃ¤uferregelung â��Vereinbarung Ã¼ber
MaÃ�nahmen zur QualitÃ¤tssicherung der Versorgung von FrÃ¼h- und
Neugeborenenâ�� vom 20. September 2005 sei durch den Beklagten vorgegeben
worden, dass in den Level-1-Kliniken bei einem Anteil von mindestens 40 % der
PflegekrÃ¤fte eine Fachweiterbildung im Bereich PÃ¤diatrische Intensivpflege
sicherzustellen sei. Ã�bergangsweise kÃ¶nne bis zum 31. Dezember 2015 bzw.
nach nochmaliger VerlÃ¤ngerung bis zum 31. Dezember 2016 eine entsprechende
Anrechnung von Personal mit mindestens fÃ¼nfjÃ¤hriger Berufserfahren erfolgen.
Demnach mÃ¼sste erforderlicher Weiterbildungsbedarf zwingend in erheblichem
Umfang spÃ¤testens in den Jahren zwischen 2010 bis 2013 angefallen sein. Dieser
Bedarf sei als Teil der Kosten der medizinischen Infrastruktur (Aus-, Fort- und
Weiterbildung) im Rahmen des DRG-VergÃ¼tungssystems in HÃ¶he der Ist-Kosten
vollstÃ¤ndig abgebildet. Ein mit den vorliegenden Klagen verbundenes
wirtschaftliches Interesse kÃ¶nne aus diesen Vorgaben nicht hergeleitet werden.
Nach eigenen Angaben der KlÃ¤gerin erfÃ¼llten diese bereits seit einem Zeitraum
von 10 Jahren die geltenden Vorgaben fÃ¼r die Personalausstattung. Es fehlten
konkrete Angaben fÃ¼r den vorgegebenen behaupteten sprunghaften Anstieg des
Personalbedarfs. Diesen kÃ¶nnten die KlÃ¤gerinnen ohne weiteres aufgrund der im
Rahmen der jÃ¤hrlichen Budgetverhandlungen mit den KostentrÃ¤gern
vorzulegenden Nachweise der Personalausstattung hier vorlegen. 

Â 

Die Abteilung Fachberatung Medizin des Beklagten habe sÃ¤mtliche von den
KlÃ¤gerinnen zitierten Studien bei ihrer WÃ¼rdigung berÃ¼cksichtigt, insbesondere
auch diejenigen, die sich kritisch zum Zusammenhang zwischen
Personalausstattung und QualitÃ¤t Ã¤uÃ�erten. Sie komme zu dem Ergebnis, dass
die Auswertung der Studien einen Zusammenhang zwischen der Anzahl und
Qualifikation des Pflegepersonals und dem Versorgungsergebnis belege.

Â 

Rechtlicher MaÃ�stab fÃ¼r die Bewertung der streitgegenstÃ¤ndlichen
Personalvorgaben zum Nachweis eines Zusammenhanges zwischen Anzahl und der
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Qualifikation des Pflegepersonals und der ErgebnisqualitÃ¤t sei nicht das Vorliegen
einer Evidenz der hÃ¶chsten Stufe im Sinne eines sogenannten Goldstandards.
Vielmehr sei nach der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG; Urteil vom
18. Dezember 2012 â�� B1 KR 34/12 R) die nach wissenschaftlichen MaÃ�stÃ¤ben
belegte Wahrscheinlichkeit fÃ¼r die Anerkennung eines Zusammenhangs zwischen
Leistungsmenge und ErgebnisqualitÃ¤t auf den hier streitigen Nachweis des
Zusammenhangs zwischen Anzahl und der Qualifikation des Pflegepersonals und
der ErgebnisqualitÃ¤t zu Ã¼bertragen. Diese Voraussetzungen lÃ¤gen vor. Die
streitgegenstÃ¤ndlichen Personalvorgaben stellten ein ausgewogenes
Gesamtsystem der angemessenen Steuerung der ErgebnisqualitÃ¤t dar.

Â 

Um die Umsetzung der Mindestquoten von Gesundheits- und
Kinderkrankenpflegerinnen und -pflegern mit abgeschlossener Fachweiterbildung im
Bereich â��pÃ¤diatrische Intensivpflegeâ�� zu gewÃ¤hrleisten, sei bereits am 17.
September 2015 beschlossen worden, dass Kinderkrankenpflegepersonal mit
ausreichender Berufserfahrung in der neonatologischen Intensivpflege unter
bestimmten Bedingungen dauerhaft fÃ¼r die ErfÃ¼llung der Mindestquoten
angerechnet werden kÃ¶nne. Die Praxis habe gezeigt, dass diese Anerkennung eine
solide Ausgangsbasis schaffe, die Mindestquoten umzusetzen. 

Â 

Um die bisher fehlende Transparenz zum Stand der Umsetzung der Vorgaben der
QFR-RL herzustellen, sei neben der Ausgestaltung des Verfahrens der
standardisierten Strukturabfrage auch eine zunÃ¤chst bis zum 31. Dezember 2019
befristete MÃ¶glichkeit erÃ¶ffnet worden, sich bei absehbaren Problemen mit der
ErfÃ¼llung der Personalvorgaben unmittelbar an den Beklagten zu wenden. Der
Zeitraum werde aber auch dafÃ¼r genutzt, Perinatalzentren, denen eine ErfÃ¼llung
der Personalanforderungen nicht mÃ¶glich sei, dabei zu unterstÃ¼tzen, die
Vorgaben schnellstmÃ¶glich umzusetzen. In diesem Zeitpunkt sei ihnen ein
Abweichen jedoch nur dann gestattet, wenn sie sich beim Beklagten unter Angaben
der konkreten GrÃ¼nde meldeten und bei der schnellstmÃ¶glichen ErfÃ¼llung der
Personalanforderungen der Richtlinie durch die verbindliche Festlegung konkreter
Zielvereinbarungen begleiten lieÃ�en. Mit diesen Perinatalzentren werde ein
sogenannter â��klÃ¤render Dialogâ�� auf Landesebene unter Leitung des
verantwortlichen Gremiums nach Â§ 14 Abs. 1 S. 1 der QSKH-Richtlinie gefÃ¼hrt.
Die Weiterentwicklung der Richtlinie im Beschluss vom 15. Dezember 2016
ermÃ¶gliche ein ausgewogenes Miteinander des Forderns und der FÃ¶rderung
sowie die notwendige Implementierung eines Systems zur Transparenz hinsichtlich
des tatsÃ¤chlichen Standes der Umsetzung der Personalvorgaben.

Â 

Die EinfÃ¼hrung der Personaluntergrenzen im Sinne von Â§ 137i SGB V bezwecke
nicht, abschlieÃ�end das QualitÃ¤ts- und Wirtschaftlichkeitsgebot fÃ¼r die von den
KrankenhÃ¤usern zu Lasten der Krankenkassen erbrachten Versorgungsleistungen
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zu konkretisieren. Â§ 137i SGB V regele auch keine QualitÃ¤tssicherung im Sinne
von verbindlichen Mindestanforderungen gemÃ¤Ã� Â§ 136 Abs. 1 S. 1 Nr. 2 SGB V i.
V. m. Â§Â 137 Abs. 1 S. 3 Nr. 2 SGB V. Vielmehr sei dies eine in Â§ 92 Abs. 1 S. 2 Nr.
13 SGB V geregelte Kernkompetenz des Beklagten. Dieser normative Befund werde
auch durch den Verweis in Â§ 137i Abs. 1 S. 6 SGB V bestÃ¤tigt. Danach blieben die
vom Beklagten festzulegenden Mindestvorgaben zur Personalausstattung nach Â§
136 Abs. 2 S. 2 SGB V unberÃ¼hrt. Daraus folgten lediglich die inhaltliche
BeschrÃ¤nkung der von Â§ 137i SGB V umfassten Bereiche, fÃ¼r die
Personaluntergrenzen festgelegt werden kÃ¶nnten. Diese inhaltliche
BeschrÃ¤nkung des Â§ 137i SGB V sei fÃ¼r den Gesetzgeber offensichtlich
angezeigt gewesen, da fÃ¼r den Beklagten bereits nach Â§ 136 Abs. 2 SGB V der
Regelungsauftrag zur Festlegung von verbindlichen Mindestvorgaben zur
Personalausstattung bestanden habe.

Â 

Der Senat hat die auf https://perinatalzentren.org verÃ¶ffentlichten Daten in das
Verfahren eingefÃ¼hrt. 

Â 

Auf die von den Beteiligten eingereichten SchriftsÃ¤tze und Unterlagen wird
ergÃ¤nzend Bezug genommen. 

Â 

Â 

Â 

EntscheidungsgrÃ¼nde

Â 

Den Klagen muss Erfolg versagt bleiben. 

Â 

I. Sie sind bereits unzulÃ¤ssig.

Â 

1. Das Landessozialgericht Berlin-Brandenburg ist fÃ¼r sie erstinstanzlich
zustÃ¤ndig aufgrund des Â§ 29 Abs. 4 Nr. 3 Alt. 1 Sozialgerichtsgesetz (SGG). 

Â 

Die ZulÃ¤ssigkeit der gemeinsamen Klage als subjektiver KlagehÃ¤ufung
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ergibt sich aus Â§ 74 SGG in Verbindung mit Â§ 59 Zivilprozessordnung
(ZPO). Die KlÃ¤gerinnen werden aus demselben rechtlichen Grund â�� der
angegriffenen QFR-RL â�� verpflichtet (Â§ 59 ZPO). Â§Â§ 56, 54 SGG sind
erfÃ¼llt.Â  

Â 

2. Die Klagen sind zwar als (Normen-) Feststellungsklagen statthaft. 

Â 

Streitgegenstand ist das jeweilige Begehren der KlÃ¤gerinnen festgestellt zu
erhalten, dass die im Klageantrag im Einzelnen bezeichneten Teile der QFR-RL
unwirksam sind. 

Â 

Die Rechtsschutzgarantie des Art 19 Abs. 4 Grundgesetz (GG) gebietet es, die
Feststellungsklage gegen untergesetzliche Rechtsnormen als statthaft zuzulassen,
wenn die Normbetroffenen ansonsten keinen effektiven Rechtsschutz erreichen
kÃ¶nnen, etwa, weil ihnen nicht zuzumuten ist, Vollzugsakte zur Umsetzung der
untergesetzlichen Norm abzuwarten oder die Wirkung der Norm ohne anfechtbare
Vollzugsakte eintritt (stÃ¤ndige Rspr. des BSG, vgl. Urt. v. 18. Dezember 2012,
Rdnr. 11 mit Rechtsprechungsnachweisen und Bezugnahme auf BVerfG, BVerfGE
115, 81, 92 f und 95 f).

Â 

FÃ¼r die Mindestmengenregelungen in Â§ 137 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 SGB V a. F. ist die
ZulÃ¤ssigkeit der Feststellungsklage aus diesem Grund durch das BSG bereits
geklÃ¤rt (zuletzt Urteil vom 17. November 2015 â�� B 1 KR 15/15 R â�� Rdnr. 9 mit
weiteren Nachweisen). 

Wie die Mindestmengenregelungen sind auch die Richtlinien zur
QualitÃ¤tssicherung des Â§ 137 Abs. 1 S. 1 Nr. 2 SGB V in der bis Ende 2015
geltenden Fassung (SGB V a. F.) auÃ�enwirksame Normen im Range
untergesetzlichen Rechts in Gestalt von Richtlinien nach Â§ 92 Abs. 1 S. 2 Nr. 13
SGB V (BSG, Urteil vom 1. Juli 2014 â�� B 1 KR 15/13 R â�� Rdnr. 14 zur Richtlinie
Ã¼ber MaÃ�nahmen zur QualitÃ¤tssicherung fÃ¼r die stationÃ¤re Versorgung bei
der Indikation Bauchaortenaneurysma [= QBAA-RL]). Ihre Einhaltung ist
unmittelbar Voraussetzung, um die Behandlung der Neugeborenen auf
Kosten der gesetzlichen Krankenkasse vornehmen zu dÃ¼rfen.

Â 

3. Soweit die KlÃ¤gerinnen ihre Feststellungsklage auf die Vergangenheit
bezogen wissen wollen, fehlt es aber an einem berechtigten Interesse an
baldiger Feststellung (Â§ 55 Abs. 1 Hs. 2 SGG). 
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Â 

Seit MÃ¤rz 2017 und bis zum maÃ�geblichen aktuellen Zeitpunkt gibt es fÃ¼r die
KlÃ¤gerinnen auch nach eigenem Vorbringen keine unzumutbaren Belastungen
mehr, weil die Mindestpersonalvorgaben seit Ã¼ber vier Jahren suspendiert sind.
Der Beklagte hat bereits mit Wirkung ab 2. MÃ¤rz 2017 die Regelung in die QFR-RL
eingefÃ¼hrt, dass die Perinatalzentren von den Mindestanforderungen abweichen
kÃ¶nnen, wenn sie dies unter Angaben von GrÃ¼nden melden. Aktuell ist dies in
Absatz 12 der Anlage 2 Nr. I.2.2 und Nr. II 2.2 QFR-RL geregelt (â��Perinatalzentren,
die die Anforderungen an die pflegerische Versorgung in Nummer I.2.2 nach dem 1.
Januar 2017 nicht erfÃ¼llen, teilen dies unter Angabe der GrÃ¼nde dem G-BA
unverzÃ¼glich mit. Sie dÃ¼rfen nach erfolgter Meldung bis zum 31. Dezember
2022 von diesen 

Anforderungen abweichen.â��). 

Â 

FÃ¼r Situationen nicht planbarer KrankheitsausfÃ¤lle beim Personal und auch bei
unerwarteten ZugÃ¤ngen von FrÃ¼hchen ermÃ¶glichen zudem die Â§Â§12f QFR-RL
auch abgesehen der (Corona-)Pandemiebedingten EngpÃ¤ssen vorÃ¼bergehend
Ausnahmen von den strikten Mindestpersonalvorgaben.

Â 

Aufgrund dieser verÃ¤nderten Rechtslage haben die in Parallelverfahren klagenden
KrankenhÃ¤user Erledigung erklÃ¤rt.

Â 

Ein Regressinteresse ist bezogen auf die Vergangenheit nicht ersichtlich.
Es gibt keinen Vortrag, der einen Schaden der KlÃ¤gerinnen begrÃ¼nden
kÃ¶nnte. Diese haben auch nicht geÃ¤uÃ�ert, ein Regressverfahren
anstrengen oder FolgeansprÃ¼che geltend machen zu wollen.

Â 

Auch von einer Wiederholungsgefahr ist nicht auszugehen. Es fehlt
jedenfalls am Erfordernis der denkbaren Wiederholung bei einer im
wesentlichen unverÃ¤nderten Sachlage:

Â 

Ein berechtigtes Interesse an der Feststellung unter dem Gesichtspunkt
der Wiederholungsgefahr setzt die hinreichend bestimmte (konkrete)
Gefahr voraus, dass unter im wesentlichen unverÃ¤nderten tatsÃ¤chlichen
und rechtlichen UmstÃ¤nden ein gleichartiger Rechtsakt erfolgen wird
(BSG, Urteil vom 20. Mai 1992Â â�� 14a/6 RKa 29/89Â â��, juris-Rdnr. 14 mit

                            16 / 20

https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=14a/6%20RKa%2029/89


 

Bezugnahme u. a. auf Bundesverwaltungsgericht [BVerwG] 1990, 360
Beschluss vom 16. Oktober 1989Â â�� 7 B 108/89Â â��, juris-Rdnr. 5 jeweils
zu erledigtem Verwaltungsakt). 

Â 

Selbst wenn die Regelungen in Â§Â§ 12f QFR-RL nicht Ã¼ber den 31.
Dezember 2022 hinaus verlÃ¤ngert werden sollten, hat sich und wird sich
alleine aufgrund der verstrichenen Zeit und mittlerweile etlichen Jahren
des â��klÃ¤renden Dialogsâ�� die Situation geÃ¤ndert haben und wird
sich auch weiter wandeln. Angesichts der zahlreichen Anpassungen der
QFR-RL durch den Beklagten ist zudem nicht hinreichend sicher zu
erwarten, dass dieser weitere notwendige Ã�bergangsregelungen nicht
mehr vornehmen wird. Es ist vielmehr davon auszugehen, dass dieser
weiterhin die Informationen, die ihm im Rahmen des â��klÃ¤renden
Dialogsâ�� zugeliefert werden, auswerten und die daraus gewonnenen
Erkenntnisse berÃ¼cksichtigen wird. Derzeit ist die Klage zur
Verhinderung der nur mÃ¶glicherweise drohenden kÃ¼nftigen Regelung
auch unter dem Aspekt der GewÃ¤hrung effektiven Rechtsschutzes
verfrÃ¼ht.

Â 

Dasselbe Ergebnis ergibt sich auch unter Heranziehung der GrundsÃ¤tze,
welche fÃ¼r Normenkontrollverfahren nach Â§ 47
Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) gelten. Nach Â§ 47 Abs. 2 S. 1 VwGO ist
ein solches Verfahren wie auch nach Â§ 55a Abs. 2 SGG unter anderem
zulÃ¤ssig, wenn der Antragsteller geltend machen kann, dass die Norm
ihn â��in absehbarer Zeitâ�� in seinen Rechten verletzen wird. Eine
absehbare Zeit in diesem Sinne ist anzunehmen, wenn die Anwendung der
Norm hinreichend wahrscheinlich ist (vgl. BVerwG, Beschl. v. 03.
November 1993 â�� 7 NB 3.93 â�� juris-Rdnr. 7); das ist der Fall, wenn die
Rechtsverletzung nach den gegebenen UmstÃ¤nden bereits
vorausgesehen werden kann, weil die Rechtsverletzung mit hinreichender
Gewissheit fÃ¼r so nahe Zukunft droht, dass ein vorsichtig und
vernÃ¼nftig Handelnder sich schon jetzt zur Antragstellung entschlieÃ�en
darf (vgl. Verwaltungsgerichtshof Baden-WÃ¼rttemberg, Urteil vom 29.
April 2014Â â�� 1 S 1458/12Â â��, juris-Rdnr. 35; Kopp/Schenke, VwGO, 20.
Aufl., 2020, Â§Â 47 Rdnr. 60). Eine solche Situation liegt hier nicht vor.

Â 

FÃ¼r ihre gegenteilige Rechtsauffassung kÃ¶nnen sich die KlÃ¤gerinnen
auch nicht auf die Anforderungen an die ZulÃ¤ssigkeitsvoraussetzung
einer Verfassungsbeschwerde nach Art. 93 Abs. 1 Nr. 4a GG, Â§ 90
Bundesverfassungsgerichtsgesetz berufen. 

Â 
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Eine solche setzt die Behauptung einer Verletzung in Grundrechten oder
grundrechtsgleichen Rechten voraus als gegenwÃ¤rtige und unmittelbare
Betroffenheit. GegenwÃ¤rtig ist die Betroffenheit, wenn die angegriffene
Vorschrift auf die Rechtsstellung aktuell und nicht nur virtuell einwirkt,
wenn die Norm ihre Adressaten mit Blick auf ihre kÃ¼nftig eintretenden
Wirkungen zu spÃ¤ter nicht mehr korrigierbaren Entscheidungen zwingt
oder wenn klar abzusehen ist, dass und wie die BeschwerdefÃ¼hrer in der
Zukunft von der Regelung betroffen sein werden (BVerfG,
Nichtannahmebeschluss vom 06. Oktober 2016Â -1 BvR 292/16Â -, Rdnr. 18
juris). Im vorliegenden Fall ist hingegen â�� wie ausgefÃ¼hrt â�� noch
ungewiss, welche konkreten Anforderungen sich die KlÃ¤gerinnen ab 01.
Januar 2023 ausgesetzt sehen werden. 

Â 

4. Bezogen auf die aktuelle Regelungslage fehlt es am
ZulÃ¤ssigkeitserfordernis einer Klagebefugnis bzw. jedenfalls am
RechtsschutzbedÃ¼rfnis.

Â 

Die ZulÃ¤ssigkeit einer gegen eine untergesetzliche Norm gerichteten
Feststellungsklage setzt voraus, dass die KlÃ¤ger geltend machen
kÃ¶nnen, durch die Norm mÃ¶glicherweise in eigenen Rechten verletzt zu
sein. Zur Vermeidung einer Popularklage ist auch bei der
Feststellungsklage der Rechtsgedanke des Â§Â 54 Abs.1 S. 2 SGG
heranzuziehen. Daher mÃ¼ssen bei einer zulÃ¤ssigen Rechtsverfolgung
â��eigeneâ�� Rechte oder zumindest â��eigenrechtlich geschÃ¼tzte
Belangeâ�� betroffen sein. Dies ist zu verneinen, wenn dem Betroffenen
das geltend gemachte Recht unter keinem rechtlichen Gesichtspunkt
zustehen kann, das heiÃ�t die MÃ¶glichkeit einer Verletzung seiner
subjektiven Rechte also nicht gegeben ist (BSG, Urteil vom 10. September
2020 â�� B 3 KR 11/19 R â��, Rdnr. 20 mit Bezugnahme u. a. auf Urteil vom
27. Oktober 2009 â�� B 1 KR 4/09 R â�� BSGE 105, 1, Rdnr. 14; Ã¤hnlich
â��als Erfordernis des Vorliegens eines Feststellungsinteresses im Sinne
eines berechtigten Interesses an der baldigen Feststellung des Inhalts des
RechtsverhÃ¤ltnisses-, Urteil vom 26. November 2020 â�� B 14 AS 47/18 R -,
BSGE 131, 106, Rdnr. 23). 

Â 

Die KlÃ¤gerinnen sind ursprÃ¼nglich in diesem Sinne klagebefugt
gewesen. 

Â 

Es war zunÃ¤chst nicht ausgeschlossen, dass die inkriminierten
Regelungen zu Mindestanforderungen an Anzahl und Qualifikation
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insbesondere des Pflegepersonals der QFR-RL sie in eigenen Rechten aus 
Â§ 108 SGB V sowie â�� soweit die KlÃ¤gerinnen nicht ganz oder
Ã¼berwiegend in der TrÃ¤gerschaft des Staates stehen â�� aus Art. 19 Abs.
3 GG i. V. m. Art. 12 GG verletzen.

Â 

Zwar betrifft die Klage nicht direkt das mit der Zulassung nach Â§ 108 SGB
V verbundenen Recht, Krankenhausleistungen zu Lasten der gesetzlichen
Krankenkassen zu erbringen (vgl. BSG, Urteil vom 17. November 2015 â�� 
B 1 KR 15/15 R â�� Rdnr. 10 zur Mindestmengenregelung). Die
Personalanforderungen stellen jedoch indirekt die Teilnahme an der
Vertragsversorgung in Frage, da nach Â§ 2 QFR-RL (Voraussetzung der
Leistungserbringung) die KrankenhÃ¤user die Anforderungen fÃ¼r die
jeweilige Versorgungsstufe erfÃ¼llen mÃ¼ssen, um die entsprechenden
Leistungen erbringen zu dÃ¼rfen. Nach Â§ 1 Abs. 2 S. 2 QFR-RL ist
Regelungsgegenstand die verbindlichen Mindestanforderungen an die
Versorgung von bestimmten Schwangeren und von FrÃ¼h- und
Reifgeborenen in nach Â§ 108 SGB V zugelassenen KrankenhÃ¤usern (vgl.
zu Â§ 3 Abs. 1 QBAA-RL: BSG, Urteil vom 1. Juli 2014 Rdnr. 12).

Â 

Zum maÃ�geblichen aktuellen Zeitpunkt gibt es aber keine unzumutbaren
Belastungen, weil die Mindestpersonalvorgaben wie ausgefÃ¼hrt seit
Ã¼ber vier Jahren suspendiert sind. 

Â 

Eine Rechtsverletzung aufgrund des Verwaltungs- und Kostenaufwands,
der mit den Meldungen und den Anforderungen des â��klÃ¤renden
Dialogâ�� verbunden ist, behaupten die KlÃ¤gerinnen selbst nicht und ist
auch nicht ersichtlich. Im Ã�brigen kÃ¶nnte sich hierauf als Eingriff in die
BerufsausÃ¼bungsfreiheit allenfalls die in kirchlicher bzw. freier
TrÃ¤gerschaft stehenden KlÃ¤gerinnen aus Art. 19 III, Art. 12 I GG berufen,
nicht hingegen die KrankenhÃ¤user mit staatlichen EigentÃ¼mern. 

Â 

Eine einfachgesetzliche Regelung, als Leistungserbringer bzw.
zugelassenes Vertragskrankenhaus Krankenhausleistungen mÃ¶glichst
ohne Unkosten erbringen zu kÃ¶nnen, ist nicht ersichtlich. So folgt aus der
Verpflichtung eines Krankenhauses, Versicherte und deren
FamilienangehÃ¶rige im Rahmen seiner Aufgabenstellung und
LeistungsfÃ¤higkeit zu behandeln, im Gegenzug (nur) das Recht auf
VergÃ¼tung (Â§Â§ 108, 109 SGB; vgl. Bockholdt in: Hauck/Noftz SGB V,
Â§â��109 Rdnr. 143).
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Â 

Es fehlte derzeit â�� die Klagebefugnis dahingestellt â�� aus demselben
Grund jedenfalls am RechtsschutzbedÃ¼rfnis. 

Â 

Ein RechtsschutzbedÃ¼rfnis ist nÃ¤mlich zu verneinen, wenn die begehrte
Entscheidung die rechtliche oder wirtschaftliche Stellung des KlÃ¤gers
nicht verbessern wÃ¼rde (BÃ¶ttiger in: Fichte/JÃ¼ttner, SGG, 3. Aufl.
2020, Â§Â 54 SGG [Klagebegehren], Rdnr. 27b; Meyer-
Ladewig/Keller/Leitherer/Schmidt, SGG,13. Aufl. 2020 vor Â§ 51 Rdnr.16a
mit Rechtsprechungsnachweisen). 

Â 

Die KlÃ¤gerinnen haben aktuell keinen Vorteil von der begehrten
Feststellung. Dass die Suspensierungsvorschriften mÃ¶glicherweise nicht
noch einmal verlÃ¤ngert werden, begrÃ¼ndet â�� wie ausgefÃ¼hrt â��
kein schutzwÃ¼rdiges Interesse.

Â 

II. Die Kostenentscheidung folgt aus Â§ 197a SGG in Verbindung mit Â§ 154 Abs. 1
VwGO. 

Â 

III. GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision nach Â§ 160 Abs. 2 Nr. 1 oder 2 SGG
liegen nicht vor. 

Â 

Erstellt am: 18.05.2022

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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